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Annette Schavan ins 
Kompetenzteam berufen 
.^ Kompetenzteam der 
J1'0»!, mit dem sie Rot- 

lös 
rün im September ab- 
ISen -will, nimmt immer 
ütlichere Konturen an. 

. Mit Annette Schavan ha- 
en Kanzlerkandidat Ed- 

pUnd Stoiber und die CDU- 
, rteivorsitzende Angela 
jj^el auch das Feld „Bil- 
p gs-, Wissenschafts- und 
°rschungspolitik" mit ei- 

ner kompetenten, über die 
Parteigrenzen hinaus aner- 
kannten Politikerin besetzt. 

Bei der Vorstellung der 
profilierten Bildungspoliti- 
kerin betonte Edmund Stoi- 
ber, dass Forschung und Bil- 
dung „Megathemen für die 
Zukunft unseres Landes 
sind". „Bildung und For- 
schung werden über die Zu- 
kunftsfähigkeit       • Seite 2 
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Fortsetzung von Seite 1 : 

unseres Landes in einer glo- 
balisierten Welt entschei- 
den. Der Rohstoff Geist ist 
die wichtigste und wertvoll- 
ste Ressource, die wir ha- 
ben," zeigte sich Edmund 
Stoiber überzeugt. Annette 
Schavan sei für ihn der Ga- 
rant dafür, dass wieder mehr 
deutsche Hochschulen in- 
ternational zu einer guten 
Adresse in Forschung und 
Lehre werden. Stoiber fügte 
hinzu, Schavan stehe für 
eine innovative, an den 
Menschen orientierte Bil- 
dungspolitik. Ihre Berufung 
sei zugleich „ein klares Be- 
kenntnis zum Forschungs- 
und High-Tech-Standort 
Deutschland". Diese mache 
zugleich deutlich, welch ho- 
hen Stellenwert die Union 
dem Thema Forschung und 
Bildung einräume. Die 
CDU-Vorsitzende Angela 
Merkel bekräftigte, dass 
sich Wohlstand für alle nur 
noch realisieren lasse, wenn 
Deutschland Spitzenergeb- 
nisse in der Forschung vor- 
lege. „Mit Annette Schavan 
hat die deutsche Bildungs- 
und Forschungspolitik jetzt 
wieder ein Gesicht, das in 

die Zu- 
kunft 
weist!" 

An- 
nette 
Schavan 
kündigte 
an, dass sie sich vor allem frr 

eine Verschlankung des 
Hochschulrahmengesetzes 

einsetzen werde. Das B>'' 
dungsministerium müsse 

wieder seine Struktur ufl0 

Kompetenzen erhalten, ^,e 

sie vor der Beschneidufls 
durch Schröder geweseA 
seien. Die Zentralvergah2' 
stelle für Studienplatz* 
(ZVS) müsse abgeschafft 
werden. 

Annette Schavan, d'e 

1994 zur Vizepräsident!"1 

des Zentralkomitees de 
deutschen Katholiken &' 
rufen wurde, leitet seit 19"' 
das baden-württemberg1' 
sehe Kultusministerium ^ 
wurde 1998 zur stellverttf' 
tenden CDU-Vorsitzende" 

gewählt. Die gebürtig* 
Rheinländerin war zudei11 

im vergangenen Jahr Präs' 
dentin der Kultusminister 
konferenz und seit Jani>a 

2002 deren stellvertretend 

Vorsitzende. 
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ARBEITSMARKT 

GENERALSEKRETäR LAURENZ MEYER: 

Arbeitslosenzahlen: Weckruf für Rot-Grün 
^u den Arbeitsmarktzah- 
le« erklärte der CDU-Ge- 
aeralsekretär: 

Vor dem Hintergrund der 
omographischen Entwick- 
Ung wird der gesamte Mis- 

serfolg der Schröder-Regie- 
^ig deutlich. Die Arbeitslo- 
Senzahlen vom Mai sind ein 
^amatischer Weckruf für 
•MH-Grün. Allein aus Grün- 
en der Altersentwicklung 

't
lnd in den vergangenen 4 

Jahren rund 800.000 Men- 
c'len aus dem Erwerbsleben 

aUsgeschieden. Im Vergleich 
j^Mai 1998 (4,19 Mio. Ar- 
JWose) zu heute (3,94 
^10- Arbeitslose) hätte die 

aM der Arbeitslosen um 
J^d 550.000 geringer aus- 
a"en müssen. 

Soziale Balance 
gefährdet 

Diese     Regierung    ge- 
/jhrdet die soziale Balance. 
4atte Rot-Grün allein die de- 
^°§raphische Entwicklung 

"  ausgeschöpft,  müsste 
'e Arbeitslosenzahl bei 3,3 
'°- Hegen. Das ist der ei- 

^ntliche   Skandal.   Ange- 
rs dieser Zahlen ist es un- 

nständig, wenn der Bundes- 
nzler von Aufschwung und 
ehr Arbeitsplätzen redet. 

Mit 77.600 verzeichnete 
die Bundesanstalt den nied- 
rigsten Rückgang der Ar- 
beitslosenzahlen in einem 
Mai seit 1993. Und auch die- 
ser Rückgang ist nur der 
guten Witterung zu verdan- 
ken. Denn witterungsberei- 
nigt stieg sogar die Arbeits- 
losigkeit um 60.000 auf 
4,042 Mio.. Die Zahl der 
Kurzarbeiter hat sich von 
111.000 auf 200.673 nahezu 
verdoppelt. Es geht abwärts 
in Deutschland. Die Talsohle 
ist noch nicht erreicht. 

Besonders hart trifft es 
wieder einmal die neuen 
Länder. Hier liegt die Ar- 
beitslosenzahl mit 1,385 
Mio. so hoch wie noch nie in 
einem Mai seit der Wieder- 
vereinigung. Rot-Grün lässt 
die Menschen alleine. Die 
„Chefsache Ost" ist für die 
Menschen im Osten endgül- 
tig zur Bedrohung geworden. 

Eine der ersten Aktionen 
des von Schröder ins Amt ge- 

hievten Präsidenten der Bun- 
desanstalt für Arbeit ist ful- 
minant gescheitert. Bis Ende 
Mai sind nach Angaben der 
Bundesanstalt rund 46.000 
Vermittlungsgutscheine 
ausgegeben worden. Einge- 
löst hätten Job-Agenturen 
bislang aber nur 500. Nichts 
funktioniert bei Rot-Grün. 

Statistische Tricks 

Alles was der Regierung 
zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit einfällt sind stati- 
stische Tricks. Der angebli- 
che Anstieg der Beschäftig- 
tenzahl seit 1999 hatte eben- 
falls überwiegend statisti- 
sche Gründe. Vor allem 
durch die im April 1999 er- 
folgte Einbeziehung der ge- 
ringfügigen Beschäftigungs- 
verhältnisse in die Sozialver- 
sicherungspflicht wurde die 
Zahl der Beschäftigten um 
rund 2,22 Mio. erhöht. 

Das heißt aber nicht, dass 
mehr gearbeitet wird. In Er- 
werbsstunden gerechnet ist 
der Anstieg des Beschäfti- 
gungsvolumens, der im 
Frühjahr 1997-also noch zu 
unserer Regierungszeit - 
eingesetzt hatte, bereits 2000 
zum Stillstand gekommen 
und geht seit dem zurück. 
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"VERANSTALTUNG 

2.   INTERNETNIGHT 

„Herausforderung Internet annehmen! 
Auch dieses Jahr hatte die 
CDU pünktlich zum Auf- 
takt der Berliner IT-Messe 
Internetworld zu einer In- 
ternetNight geladen. 

Nach der positiven Reso- 
nanz auf die Vorjahres veran- 
staltung fiel die Entschei- 
dung nicht schwer, auch in 
diesem Jahr eine Internet- 
Night zu veranstalten. Wie- 
der folgten mehrere hundert 
Gäste aus der europäischen 
Internetszene, der Wirtschaft 
und Politik der Einladung ins 
Konrad-Adenauer-Haus, um 
sich über aktuelle Trends aus 
den verschiedenen Berei- 
chen der Informations- und 
Kommunikationswirtschaft 
zu informieren. 
In ihrer Begrüßungsrede hob 
die CDU-Vorsitzende An- 
gela Merkel die Bedeutung 
des Mediums Internet für den 
Wandel von der Industrie- 
zur Wissensgesellschaft her- 

vor. Nur 
wenn es 
gelinge, 
den Un- 
terneh- 
men und 
Lei- 
stungs- 
trägern 
vernünf- 
tige Rahmen- und Arbeitsbe- 
dingungen zu bieten, werde 
Deutschland auch in Zukunft 
am technischen Fortschritt 
gestaltend  mitwirken  kön- 
nen, sagte Angela Merkel. 
Ausdrücklich    dankte    die 
CDU-Vorsitzende dem Lei- 
ter der Internetkommission, 
Thomas Heilmann, für die 
Erarbeitung des Strategiepa- 
piers     Chancen@ Deutsch- 
land   Version   2.0.   Dabei 
handle es sich um ein gutes 
Beispiel für die gelungene 
Kooperation von externem 
Sachverstand   und   Politik, 

betonte 
Merkel. 

„Das 
Internet 
kann zu 
einem 
Sprung- 
brett für 
einen 
Auf- 
schwung 
in 

Deutschland werden", untef' 
strich Thomas Heilmann #' 
der Vorstellung des Interne1' 
papiers, das am 3. Juni von1 

Bundesvorstand verabschie' 
det worden war. Vorausset' 
zung dafür sei jedoch, das5 

„wir diese Infrastruktur 
schnell und gut für alle üSm 
bar machen". H ierzu habe d'e 

Intemetkommission de 
CDU Deutschlands 50 kon- 
krete Vorschläge gemach1- 
die sich auf die Bereich 
Wirtschaft, Steuern, Bildung 
Sicherheit und Verwaltung 
beziehen. Heilmann wie" 
daraufhin, dass die Bunde5' 
regierung zwar vieles vef 
sucht, aber zu wenig erreich 
habe. Dabei bestehe dringe11' 
der Handlungsbedarf, den» 
das Internet sei eine Bas' 
technologie, die jedem e'n 

zelnen eine Bandbreite neUe 

Möglichkeiten eröffne. 
Zuvor hatte CDU-Gen*' 

ralsekretär Laurenz Mey 
deutlich gemacht, dass d> 
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VERANSTALTUNG 

°'itik nicht umhin komme, 
Slch der ungeheuren Be- 
Schleunigung im Internet- 
kalter anzupassen. „Wir 

Russen stets auf dem aktuel- 
en Stand der Entwicklun- 

&en sein und schnell Mo- 
e,|e und Rahmenbedingun- 

§en anbieten, die es den Un- 
ernehmen ermöglichen, im 
'nternationalen Wettbewerb 
*u bestehen", sagte Meyer. 

Workshops 

Nach den Reden folgten 
e  Workshops   in   denen 

^ührungskräfte   der   CDU 

11 Experten und Praktikern 
s dem Internetbereich und 

en Gästen ins Gespräch ka- 
n   und   Praxislösungen 

• bellten. Auch wenn in al- 
Vier Workshops ein re- 

s Interesse an den disku- 
en Themen bestand, ra- 

*en zwei echte Highlights 
w

eraus. Im Workshop „Netz- 
s erkattacken und Cyberwar 

Sicherheit   im  Internet" 
e   in   einem   echtem 

„Live- 
Hack" 
dem 
staunen- 
den   Pu- 
blikum 
auf   be- 
eindru- 
ckende 
Weise 
demonstrierte, wie schnell, 
mit wie wenig Technik und 
mit nur minimalen Program- 
mierkenntnissen man sich 
über das Internet Zugriff auf 
fremde Computer verschaf- 
fen kann. Ähnlich interes- 
sant verlief der am besten 
besuchte Workshop, in dem 

CDU 
Gene- 
ralse- 
kretär 
Laurenz 
Meyer 
über die 
Rolle 
des    In- 
ternets 
im 

Wahlkampf und in der Poli- 
tik referierte. 

Bevor die zahlreichen 
Gäste am kalten Buffet und 
auf der Tanzfläche den ge- 
lungenen Abend ausklingen 
ließen, beendet Prof. Dr. Lo- 
thar Späth, der vor kurzem in 
Kompetenzteam der Union 
berufen wurde, den offiziel- 
len Teil. 

Der Vorstandsvorsitzen- 
de der JenOptik AG for- 

derte einen Klimawechsel 
in Deutschland zu Gunsten 
junger Unternehmer. „Wir 
müssen uns endlich auf 
die Lebensentwürfe junger 
Leute einstellen", sagte 
Späth. Dazu gehöre es auch, 
ihrer Dynamik und Expe- 
rimentierfreude Raum zu 
geben und nicht durch bü- 
rokratische Hemmnisse zu- 
nichte zu machen. Die IT- 
und Kommunikationsbran- 
che sei ungeheuer „zeitemp- 
findlich", erklärte der Jen- 
optik-Chef. Häufig betrage 
die Zeit bis zur Marktein- 
führung einer Idee nicht 
mehr als drei Monate. Wer 
so dynamisch in einem 
Markt kämpfen müsse, ha- 
be definitiv keine Zeit, sich 
um die Anmeldung von 
Patenten zu kümmern. Mit 
Blick auf die anwesenden 
IT-Fachleute betonte Späth: 
„Die Union will von Ihnen 
lernen, wie die konkreten 
Prozesse in den jeweiligen 
Branchen ablaufen und ei- 
nen Beitrag dazu leisten, die 
Bürokratie    zurückzudrän- 
gen . UD 
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1  P RAS IDIUM 

ANGELA   MERKEL 

Staatsquote senken! 
CDU und CSU haben in 
ihrem Regierungspro- 
gramm angekündigt, die 
Staatsquote - das ist der 
Anteil der Ausgaben der öf- 
fentlichen Hand an der ge- 
samtwirtschaftlichen Lei- 
stung - von derzeit knapp 
50 Prozent schrittweise 
und dauerhaft auf unter 40 
Prozent zu senken. 

Wir wollen mehr Selbst- 
beschränkung des Staates 
zugunsten der Bürger und 
der Unternehmen. 

Überall in Europa wächst 
die Einsicht, dass es sich 
nachteilig auf wirtschaftli- 
che Dynamik und Wettbe- 
werbsfähigkeit auswirkt, 
wenn ein zu hoher Anteil un- 
serer wirtschaftlichen Lei- 
stung durch staatliche Kas- 
sen fließt. Dies führt zu einer 
Steuer- und Abgabenbela- 
stung, die leistungshem- 
mend wirkt und Privatinitia- 
tive, Risikobereitschaft und 
Schaffensfreude untergräbt. 

In Deutschland ist der 
Anteil der öffentlichen Aus- 
gaben am Bruttosozialpro- 
dukt im Zuge der Sonderbe- 
lastungen durch den Aufbau 
Ost zeitweise auf über 50 
Prozent gestiegen. Dieses 
hohe Niveau hatte die 
Staatsquote 1982 schon ein- 
mal erreicht - damals ohne 

Wiedervereinigung als Er- 
gebnis von 13 Jahren SPD- 
geführter Bundesregierung. 

Jetzt behauptet die SPD, 
eine Rückführung der 
Staatsquote, wie sie von 
CDU und CSU geplant ist, 
würde Deutschland arm ma- 
chen. Der Plan der Union ko- 
ste 170 Milliarden Euro. 
Sämtliche sozialen Leistun- 
gen müssten massiv gekürzt 
oder sogar ganz gestrichen 
werden. Für Investitionen in 
die öffentlichen Infrastruk- 
turen werde das Geld fehlen. 
Das Vorhaben der Union sei 
in höchstem Maße unsozial. 

Die SPD irrt - und das 
weiß sie auch! 

Bundeswirtschaftsmini- 
ster Müller hat bereits in sei- 
nem „Wirtschaftsbericht 
1999" eine Rückführung der 
Staatsquote auf 40 Prozent 
gefordert.    Und    Bundes- 

kanzler Gerhard Schröder 
hat in einem Interview rrU 
der Wiener Zeitung „Stafl' 
dard" am 23.7.1999 & 
grundsätzliche Richtigke'1 

dieses Zieles bestätigt: „D,e 

40 Prozent sind enorm ehf 
geizig ... Das ist das Einge' 
hen auf Realitäten." Schrö- 
der betonte ausdrücklich 
eine Rückführung de> 
Staatsquote sei kein „A^ 
bau" des Wohlfahrtsstaate*- 
sondern dessen notwendig6 

„Umbau". 
Was 1999 richtig **' 

kann 2002 nicht plötzlil 
falsch sein. Die SPD ^ 
ganz einfach die Kraft ver' 
lassen. 

Was passiert wirklich- 
wenn die Staatsquote 

sinkt? 

CDU  und CSU  habe11 

schon einmal in den 
Jahren die Staatsquote ge 

senkt: von 50,1 Prozent 4 
45,8 Prozent - auch dam*1 

gegen den erbitterten Wide 
stand der Sozialdemokraten 

Gleichzeitig wurden Bürg 
und Unternehmen um insg 
samt  rund  50  Milliarde" 
Mark steuerlich entlastet 

lit* Als Folge dieser Po 
stellte sich ein nachhaltig (f 
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Wirtschaftlicher Auf- 
schwung ein. Ohne ihn hät- 
en die Sonderbelastungen 
°ach der Wiedervereini- 
gung gar nicht geschultert 

Werden können. 
* Das Sozialbudget stieg in 
de" Jahren 1982 bis 1990 
v°n 524 Milliarden Mark 
Jtf 715 Milliarden Mark. 

°n Sozialabbau konnte 
keine Rede sein. 
* Das verfügbare Einkom- 
^en der privaten Haushalte 
*tieg von 995 Milliarden 
^Jark auf 1.532 Milliarden 
^ark - das sind 54 Prozent 
^ehr! Die Deutschen wur- 
en reicher, nicht ärmer. 

* Der wirtschaftliche Auf- 
schwung brachte - trotz 
Versenkung - mehr Geld 

die Staatskassen. Waren 
Js !982 noch 193,6 Milliar- 
per> Euro, so konnte 1990 der 

lnanzminister 281,5 Milli- 
on Euro verbuchen. 

* Das durch die Politik der 
riion  freigesetzte  höhere 

. a» an unternehmerischer 
^•«ative brachte auch Be- 
rgung auf dem Arbeits- 

arkt. Rund zwei Millionen 
^sätzliche Beschäftigte ha- 

b
en davon profitiert; die Ar- 

p llslosigkeit sank um zwei 
r°zentpunkte. 

Sparen muss man richtig 
fachen. CDU und CSU ha- 

bewiesen, dass sie es 
Koiinen. 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER: 

Verbraucherinformationsgesetz 
verfehlt Realitäten 

Das Verbraucherinfor- 
mationsgesetz von Kü- 
nast ist völlig untauglich 
um Fälle wie den Nitr- 
ofenskandal zu verhin- 
dern 

Frau Künast unter- 
nimmt den untauglichen 
Versuch von ihrem politi- 
schen Versagen abzulen- 
ken. Frau Künast ist im 
letzten Jahr mit großen 
Ankündigungen in Rich- 
tung Lebensmittelsicher- 
heit angetreten. Sie hat da- 
mit zu unrecht Verbrau- 
cher und Bauern verunsi- 
chert. Ihre eigentlichen 
Hausaufgaben hat sie aber 
nicht gemacht und beste- 
hende Informationslücken 
nicht geschlossen. Ihr Hin- 
weis auf den Entwurf eines 
Verbraucherinformations- 
gesetzes geht dabei völlig 
an der Sache vorbei, weil er 
eine Verpflichtung von 
Unternehmen, die staatli- 
chen Behörden über kriti- 
sche Ergebnisse bei Eigen- 
kontrollen zu informieren, 
gerade nicht vorsieht. 

Der Nitrofenskandal 
beruht genau auf dieser In- 
formationslücke. Es geht 
nicht   darum,   dass   die 

Behörden die Bürger nicht 
informiert hätten, sondern 
darum, dass die Überwa- 
chungsbehörden von den 
Herstellern nicht unter- 
richtet wurden. 

Bereits eine EU-Ver- 
ordnung sieht erweiterte 
Informationspflichten der 
Lebensmittelhersteller 
und der Futtermittelher- 
steller gegenüber den 
Behörden und gegenüber 
den Verbrauchern vor. Sie 
soll aber erst zum 1. Januar 
2005 in Kraft treten. So- 
lange kann keinesfalls ge- 
wartet werden. Das In- 
Kraft-Treten dieser Infor- 
mationspflichten muss 
EU-weit vorgezogen wer- 
den. Notfalls ist auch ein 
nationaler Alleingang er- 
forderlich. 
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1 M ED I EN PO LITI K 

BESCHLUSS DES BUNDESVORSTANDS 

Medien: Freiheit und Verantwortung 
Wir wollen freie und un- 
abhängige Medien, die mit 
einem verantwortungsbe- 
wussten Umgang des in 
der Verfassung garantier- 
ten Grundrechts der Mei- 
nungs- und Pressefreiheit 
zu einer wirksamen Kon- 
trolle staatlicher Macht 
beitragen. 

S ie sorgen gleichzeitig für 
die Informationsfreiheit der 
Bürger. Voraussetzung für ei- 
ne funktionsfähige Medien- 
ordnung ist die Vielfalt der 
Medienangebote, die sowohl 
durch eine entschlossene An- 
wendung des Kartell- und 
Medienrechts als auch durch 
Rahmenbedingungen, die 
wirtschaftliche Wettbewerbs- 
fähigkeit sichern, gewährlei- 
stet werden muss. 

Die Unabhängigkeit der 
Medien ist durch freiheitli- 
che Mediengesetze, privat- 
wirtschaftliches Engage- 
ment, den Markt als Korrek- 
tiv und staatsfernen öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk 
gesichert. Parteien als Ver- 
leger oder als private Rund- 
funkveranstalter passen 
nicht in eine liberale Medie- 
nordnung. Ihre unternehme- 
rische Tätigkeit, die den 
chancengerechten Wettbe- 
werb von Parteien im Mei- 
nungs-     und     Willensbil- 

Günther H. Oettinger, Vorsitzender 
Bundesfachausschuss Medienpolitik 

dungs-Prozess beeinträch- 
tigt, ist gesetzlich zu unter- 
binden. 

Der Wahrheit 
verpflichtet 

Die Freiheit der Medien 
muss mit Verantwortung bei 
der Vermittlung von Infor- 
mationen gepaart sein. Jour- 
nalismus ist keine Mission, 
sondern professioneller 
Dienstleistungs-Auftrag der 
Information. Journalisten 
müssen sich der Wahrheit, 
nicht der Sensation ver- 
pflichten. Die Einhaltung der 
verfassungsmäßigen Ord- 
nung und des Persönlich- 
keitsschutzes sowie die 
Rücksichtnahme auf sittli- 
che, religiöse und weltan- 
schauliche Überzeugungen 
sind wesentliche Gebote 
journalistischer Selbstver- 
antwortung. 

Die Medienwirtschaft 'st 

vom weltweiten Zusafl1' 
menwachsen bisher ge' 
trennter KommunikationS' 
techniken geprägt, nämlic11 

der Integration von Sprache- 
Text, Video und Audio 
durch Telekommunikation- 
Unterhaltungselektronik 
und Computertechnik' 
Diese Medien-Konvergenz 

stellt die Medienpolitik vof 

neue Herausforderunge11, 

die auch mit vermehrter De' 
regulierung beantworte 
werden sollen. Unser 
Grundsatz lautet: So vie1 

Freiheit wie möglich, so vie 
Ordnung wie nötig. Die Me' 
dienkonvergenz bietet eine 

große wirtschaftliche Chart' 
ce, die es zu nutzen gilt. 

Gedruckte Medien, wiß 

Zeitungen, Zeitschriften 
oder das Buch sind privat' 
wirtschaftlich und damit frel 

und unabhängig organisiert' 
Aushöhlungen des Tefl' 
denzschutzes lehnen ^\ 
ebenso ab wie Beeinträcht' 
gungen der publizistische 
Freiheit oder die zune«1' 
mende Zahl von Werbehe' 
schränkungen. 

Wirbekennenunszurg^ 
wachsenen   dualen   Ri"1 

funkordnung von private 
und   öffentlich-rechtliche11 

Rundfunkveranstaltern zl1 
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Sicherung von Qualität und 
V'elfalt. Beide Wettbewer- 
ber brauchen faire Entwick- 
lungschancen. 

Die öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunkveranstalter 
s°Hen sich auf ihre Kern- 
•^onipetenzen bei ihrer ge- 
Sellschaftspolitischen, kul- 
lUrellen und föderalen Ver- 
antwortung   konzentrieren. 
flr Grundversorgungs- und 
unktionsauftrag ist im 

"undfunkstaatsvertrag so- 
w'e in den Mediengesetzen 
er Bundesländer zu kon- 

kretisieren. Eine Auswei- 
tuig des öffentlich-rechtli- 
ctlen Rundfunks zu Lasten 
er privaten Konkurrenz 

lehnen wir ab. 

Grundversorgung 
gewährleisten 

.. wir treten dafür ein, dass 
jffentlich-rechtlicher 
Rundfunk auch in Zukunft 
eine originäre Aufgabe der 
rUndversorgung umfas- 

Jöd erfüllen kann. In dieser 
Unktion gebühren ihm der 

s°ndere       verfassungs- 
rechtliche Schutz und ein Fi- 

lerungsprivileg.     Wir nanz 
lZen uns dafür ein, dass 

*Uch in Zukunft die Allge- 
meinheit die zur Erfüllung 

eser spezifischen Aufgabe 
/forderlichen Finanzmittel 

Vertretbarem Rahmen zur 
erfügung stellt. 

Es ist zu prüfen, ob der öf- 
fentlich-rechtliche Rund- 
funk künftig über den Grund- 
versorgungsauftrag hinaus- 
gehende Angebote einsch- 
ließlich des Onlinebereichs 
unabhängig von öffentlichen 
Mitteln und ohne den verfas- 
sungsrechtlichen Schutz tä- 
tigen kann. Dies setzt eine 
doppelte Buchführung im 
Sinne der EU-Transparenz- 
richtlinie voraus. 

Insbesondere im Online- 
Bereich geht das derzeitige 
Engagement der öffentlich- 
rechtlichen Anstalten über 
den Grundversorgungsauf- 
trag hinaus. Wir begrüßen 
deshalb die Aufforderung 
der KEF an die öffentlich- 
rechtlichen Anstalten, ein 
klares Konzept vorzulegen, 
das neben der Zusammen- 
führung der Angebote klare 
Kriterien für deren Begren- 
zung und Konzentration auf 
Programmbegleitung in ei- 
nem engeren als bisher ver- 
standenen Sinn vorsieht. 

Die aufgabengerechte 
Finanzierung des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks ist 
neu zu regeln. Eine allein ans 
Empfangsgerät gekoppelte 
Rundfunkgebühr ist nach 
der Konvergenz der Emp- 
fangsgeräte nicht mehr zu 
halten. Eine Gebühr für je- 
den internetfähigen PC ist 
für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland undenkbar. 
Eine   einheitliche   Abgabe 

auf ein rundfunktaugliches 
Gerät je Haushalt und Be- 
triebsstätte soll Kern einer 
Neuregelung sein. 

Wir bereiten uns auf den 
Weg für eine neue Medien- 
ordnung mit einer klaren 
Trennung von gebühren- und 
werbefinanziertem Rund- 
funk vor. Öffentlich-rechtli- 
cher Rundfunk soll sich lang- 
fristig nur aus Gebühren fi- 
nanzieren, privater Rund- 
funk dagegen aus Werbung 
und anderen wirtschaftlichen 
Aktivitäten. Gesetzliche Re- 
striktionen bei der Werbung 
sind zu lockern. 

Politische und öko- 
nomische Effizienz 

Die staatsfreie Selbstkon- 
trolle privater Medien sichert 
Eigenverantwortung und Un- 
abhängigkeit, sollte daher für 
künftiges europäisches Recht 
beispielgebend sein. Die zur- 
zeit komplizierteste Medien- 
regulierung der Welt sollte im 
Interesse von politischer und 
ökonomischer Effizienz wie 
zur Verbesserung der interna- 
tionalen Wettbewerbsfähig- 
keit durch eine in ihren Zu- 
ständigkeiten gebündelte und 
mit einheitlichen Maßstäben 
arbeitende Medienaufsicht 
ersetzt werden. 

Angesichts der verharm- 
losenden und immer hem- 
mungsloseren    Darstellung 
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von Gewalt in Massenme- 
dien, Videofilmen oder 
Computerspielen rufen wir 
nicht nur die Eltern zur Wahr- 
nehmung ihres Erziehungs- 
auftrages auf, sondern wir 
wollen auch eine Verbesse- 
rung des Jugendmedien- 
schutzes, für den die Zustän- 
digkeiten bei der Aufsicht 
gebündelt werden müssen. 
Die einheitliche Zuständig- 
keit der Länder für den Ju- 
gendschutz im Bereich der 
elektronischen Medien ist 
ein erster wichtiger Schritt. 

Medienerziehung 
für Kinder 

Dazu gehört aber auch 
eine qualifizierte Mediener- 
ziehung der Kinder bereits 
im Kindergarten sowie in 
der Schule. Außerdem sollte 
Medien-Ethik Bestandteil 
einer breiten gesellschaftli- 
chen Diskussion sein und 
auf die Tagesordnung 
selbstkritischer Bestands- 
aufnahmen der Medien-Ma- 
cher kommen. 

Wir wollen eine verbes- 
serte mediale Außendarstel- 
lung unseres Landes. Dem 
Auslandsrundfunk kommt 
die Aufgabe zu, unser Land 
der Welt vielfältig und reali- 
stisch zu vermitteln und 
gleichzeitig eine Stimme der 
Freiheit für Menschen ohne 
Informationsfreiheit        zu 

sein. Im Interesse ihrer 
Glaubwürdigkeit muss die 
Deutsche Welle staatsfern 
und unabhängig sein. Sie 
braucht eine aufgabenge- 
rechte Finanzausstattung. 
Sie sollte im zusammen- 
wachsenden Europa ver- 
mehrt die Zusammenarbeit 
mit anderen europäischen 
Auslandsrundfunksendern 
suchen, das Internet für den 
interkulturellen Dialog nut- 
zen und ihren Krisenrund- 
funk ausbauen. Gleichzeitig 
sollte sie stärker als bisher 
als Instrument zur weltwei- 
ten Vermittlung der deut- 
schen Sprache eingesetzt 
werden. 

Wir wollen die Chancen 
des Internet, das menschli- 
che Kommunikation ebenso 
revolutioniert wie wirt- 
schaftliches Handeln, ent- 
schlossener nutzen. Schu- 
len und Hochschulen müs- 
sen stärker ans Netz, die 
Aus- und Fortbildung von 
Lehrern muss im Interesse 
der Integration digitaler Un- 
terrichtsinhalte verbessert 
werden. Internet geht uns 
alle an. Zur Verhinderung 
von digitalem Analphabe- 
tismus müssen Angebote 
und der Zugang für alle Al- 
ters-, Bildungs- und Ein- 
kommensschichten verbes- 
sert werden. 

Die Medien- und Infor- 
mationswirtschaft gehört zu 
den    volkswirtschaftlichen 

Motoren. Der Medienstan- 
dort Deutschland verfüg1 

angesichts seines hohe11 

Breitbandverkabelungsgrä' 
des über eine hervorragen^ 
technische Infrastruktur,^ 
sowohl mehr Kapazität W 
Rundfunk und intensivere" 
Wettbewerb zum Beispiel 

bei Telefonie und Hochge' 
schwindigkeits-Internet 
zulässt. Wir wollen, das5 

diese bislang unzureichend 
genutzten Möglichkeiten a's 

Chance erkannt und umge' 
setzt werden. Unser Ziel is 

die Nutzung des Kabels W 
eine Erweiterung <*e 
Dienstleistungspalette un 

mehr Wettbewerb. 

Steuerliche 
Maßnahmen 

Der Film ist ein wichtig6* 
Kultur- und Wirtschaftsg"1' 
Wir werden die Rahmen^' 
dingungen  für den  den 
sehen     Film     verbessern- 

Dazu gehören die verstärk1 

Beteiligung privaten Kap1 

tals an Film- und Fernse»1' 
Produktionen   in  Deutsch' 
land durch steuerliche M^' 
nahmen sowie die Stärken, 
der Position unabhängig 
Produzenten. Durch NeUge' 
staltung   des   Urheberve1" 

tragsrechts muss die We 

bewerbssituation der den 
sehen   Filmwirtschaft  v . 
bessert werden. 
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ONLINE-WAHLKAMPF 

INTERNET 

zeit-fuer-taten.de ist online 
*J°ch über dem Potsdamer 
jjatz, im 21. Stock des 

a»n Towers, präsentier- 
e Laurenz Meyer die neu- 

*n Wahlkampfsondersei- 
tei der CDU. 

Vor über 50 Journalisten 
iihrte der Generalsekretär 
le Seiten www.zeit-fuer- 
^en.de vor, auf denen die 

lele des  Regierungspro- 
§ramms der Union internet- 
§erecht dargestellt werden. 

Die   Agentur   MECH, 
artner der McCann-Erick- 

S°n WorldGroup,  hat zu- 
at^men mit dem Online- 
ervice des Konrad-Aden- 
Uer-Hauses die Seiten in 

,en letzten Wochen aufge- 
. ut- Neben umfangreichen 
.'°rrnationen über das Re- 

S'erungsprogj-arnm und die 
le|e der Union finden sich 

5*den Seiten auch die Mit- 
peder des Kompetenz- 
^a,T»s, ein Parteientest, Fil- 

eund Online-Spiele. 
h 

u'e Seiten verfolgen ei- 
len 

neuartigen Ansatz der 
j   n'schen Kommunikation 
L ,   etz: Abweichend vom 

kannten Zugang über eine 
^   e'le Homepage, kann der 

. Zer bei den neuen Seiten 
I nen eigenen Zugang wäh- 
^ • Zur Auswahl stehen drei 

d 
e§e. Neben dem Weg über 
" klassische Themenaus- 

wahl kann man auch den Zu- 
gang über die Rubriken 
„Menschen" und „Regio- 
nen" wählen. Wer als Unter- 
nehmer tätig ist und wissen 
möchte, was die Politik der 
CDU für ihn bedeutet, findet 
das Wichtigste unter dem 
Navigationspunkt: „Un- 
ternehmer"  in  der Rubrik 

Politik zusammengefasst - 
von Schleswig Holstein bis 
Bayern, von Nordrhein- 
Westfalen bis Sachsen. 

Mit der Seite www.zeit- 
fuer-taten.de rundet die 
CDU ihren Auftritt im On- 
line-Wahlkampf ab. Neben 
den www.wahlfakten.de, 
die bereits im November für 

„Menschen". Da alle Rubri- 
ken untereinander querver- 
linkt sind, können auch Seni- 
oren, Eltern, Arbeitslose und 
andere Gruppen auf diese In- 
formationen zurückgreifen. 

Wer sich eher über die 
regionale Politik der Union 
informieren möchte, findet 
auch hier speziell aufberei- 
tete Informationen. Zu je- 
dem Bundesland sind die 
Schwerpunkte der dortigen 

einiges Aufsehen sorgten, 
wurden in der Zwischenzeit 
der Auftritt des Kanzlerkan- 
didaten www.stoiber.de und 
die Politik-Simulation www. 
wahlkreis300.de gestartet. 
Alle drei Seiten laufen mit 
großem Erfolg und ziehen 
täglich tausende von Besu- 
chern an. Mit www.zeit- 
fuer-taten.de ist jetzt das 
zentrale Wahlkampfportal 
eröffnet worden. UD 
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WWW.WAHLKREIS300.DE 

Erster virtueller Wahlkreis Deutschlands 
Neben den 299 realen 
Wahlkreisen, in denen am 
22. September abgestimmt 
wird, gibt es in diesem 
Jahr erstmalig auch einen 
virtuellen Wahlkreis - den 
Wahlkreis300. 

Diskussionen und Ab- 
stimmungen, Flugblätterund 
Plakate - all diese Facetten 
des Wahlkampfes finden 
sich auch im Online-Strate- 
giespiel Wahlkreis300. Hier 
können alle Besucher schon 
jetzt Wahlkampfatmosphäre 
schnuppern, auf dem Markt- 
platz Plakate bewundern und 
Flugblätterbegutachten oder 
virtuelles Canvassing be- 
treiben. 

Die CDU hat mit diesem 
Angebot eine offene Platt- 
form geschaffen, die auch 
dem politischen Gegner die 
Möglichkeit eröffnet, seine 
Meinung kund zu tun und 
kreativ zu sein. Es sind Pen- 
dants zu allen Bundestags- 
parteien vorhanden. Ziel ist 
es, politisch Interessierte, den 
Parteien aber fern stehen- 
de Internetnutzer, an Politik 
heranzuführen. Dabei brin- 
gen die meist jugendlichen 
Nutzer viele Ideen ein. 

Nach einem umfangrei- 
chen BETA-Test, den An- 
gela Merkel auf der CeBIT 
eröffnet hatte, läuft nun der 

politische Wettstreit im WK 
300. Inzwischen kämpfen 
über 1.900 registrierte Nut- 
zer um ihren persönlichen 
Aufstieg ins jeweilige Lei- 
tungsgremium und um den 
Sieg ihrer Partei im virtuellen 
Wahlkreis. Einzelleistungen 
wie der Entwurf eines Plaka- 
tes, einer Rede oder eines 
Werbe-B anners sind dabei 
genauso wichtig wie Team- 
arbeit. Wer besonders viel 
Zustimmung bei den übrigen 
Wahlkämpfern findet, steigt 
in der Rangfolge auf und ver- 
größert seinen Einfluss auf 
die politischen Aussagen sei- 
ner Partei. 

„Der Wahlkreis300 ist ein 
typisch deutscher Wahlkreis 
mit 316.000 Einwohnern", 
so ein Blick auf die Rahmen- 
daten. Das an der südlichen 
Grenze gelegene AKW sorgt 
nicht nur für Strom, sondern 
auch für Diskussionen zwi- 
schen den Grünen300 und 
der CDU300. Es gibt De- 
monstrationen gegen das 
AKW und Streit darum, ob 
in der Region ein Naherho- 
lungszentrum eingerichtet 
werden soll oder doch besser 
ein Naturschutzgebiet. 

Aber auch das reale poli- 
tische Geschehen spielt ei> ie 
Rolle. So stellen die Grünen 
300 die mit 18 Jahren jüng- 

ste Bundestagskandidatü1 

vor. Die CDU300 disku- 
tiert die Soziale Marktwirt' 
schaft, die FDP300 formu- 
liert als Wahlziel „28 Plus"- 
die SPD300 bewirbt tm 
„Ein-starkes-Stück-Sabine* 

ihre echte Kandidatin i"1 

Nachbarwahlkreis und diß 

PDS300 kümmert sich ufl» 
„Toleranz". 

Egal welcher politische!1 

Couleur sich die Spieler ver- 
schrieben haben, eins habe11 

alle 5 virtuellen Parteien ge' 
meinsam: Sie streiten ufl1 

Ideen und Meinungen. Die 

überwiegend jugendliche!1 

Teilnehmer, von manche11 

als politisch Desinteressier^ 
beurteilt, beweisen im W^ 
300 das Gegenteil. Sie treten 
für ihre Meinungen ein un° 
erarbeiten mehrheitsfähige 

Konzepte. Manchmal gehtes 

dabei heiß her und die virtu- 
ellen Fetzen fliegen. Im ^ 
300 geht es nicht nur darum- 
wer am 22. September ge' 
winnt, sondern auch darufl1- 

welche Partei die beste Kai11' 
pagne gestaltet. So haben d>e 

Netznutzer zunächst & 
Möglichkeit, online ,,WaW' 
kampf-Feeling" zu schnup 
pern und können dann, bei I" 
teresse, geübt in eine aküv 

Teilnahme am echten Wa"1 

kämpf wechseln. ^ 
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KURZ  &   BüNDIG1 

ALS „AKTIONISMUS 
Und Show-Business der Poli- 
hk" hat der Direktor des In- 
stituts der deutschen Wirt- 
schaft, Gerhard Fels, das 
keim „Anti-Teuro-Gipfel" 
Vereinbarte Internet-Be- 
schwerdeforum bezeichnet. 
"Das Signal an den Handel 
kann nur der Verbraucher ge- 
kcn und nicht Frau Künast". 

D'E JUGENDGEWALT 
^s Visier genommen hat 
°remens Innensenator Kuno 
ßöse (CDU). Er fordert zur 
v°rbeugung unter Jugendli- 
chen ein stärkeres Engage- 
ment von Schulen und Fami- 
len. Der Kampf gegen Ge- 

Wa't sei nicht allein staatliche 
Aufgabe, sagte der Vorsit- 
ende der Innenministerkon- 
crenz. Wenn Polizei und Ju- 
,z einschreiten müssten, sei 

es nieist schon zu spät. 

jj^R  NITROFEN-Skan 
a' hat das Vertrauen der 
erbraucher in Bio-Pro- 
kte spürbar sinken lassen. 

So gaben bei einer aktuellen 
^inid-Umfrage für die 
WELT51 % der Befragten 

; >hr Vertrauen in die Qua- 
'läl und Sicherheit von Bio- 
et,ensmitteln hätte deutlich 
genommen. 46 % halten 
Segen Öko-Produkte nach 
le vor für relativ sicher. 

b£N 
steri 

UMZUG aller Mini- 
•en von Bonn nach Ber- 

lin befürwortet ein knappe 
Mehrheit der deutschen Be- 
völkerung. In einer Umfrage 
des Meinungsforschungsin- 
stituts Infratest dimap für die 
Zeitung „Welt am Sonntag" 
sagten 45 % Ja zu einem Um- 
zug, 42 % sprachen sich da- 
gegen aus. In den westlichen 
Bundesländern waren aller- 
dings 44 % gegen einen Um- 
zug, nur 43 % dafür. In den 
neuen Bundesländern befür- 
worteten dagegen 51 % den 
Umzug, nur 37 % waren da- 
gegen. 

32 PARTEIEN und Ver- 
einigungen wollen bislang 
an der Bundestagswahl teil- 
nehmen. Neben den 5 bereits 
im Bundestag vertretenen 
Parteien wollen 27 weitere 
politische Vereinigungen 
antreten. Ob sich letztlich 
insgesamt mehr Organisa- 
tionen an der Wahl beteili- 
gen wollen als vor vier Jah- 
ren, sei noch nichtabsehbar, 
sagte Bundeswahlleiter Jo- 
hann Hahlen. Erfahrungs- 
gemäß nehme der Eingang 
von Anmeldungen in den let- 
zen Tagen und Wochen vor 
Ablauf der Fristen stark zu. 

AUCH IN DEN NEUEN 
Bundesländern dominiert 
die CDU derzeit die Wähler- 
gunst. Das hat eine Umfrage 
des Leipziger Instituts für 
Marktforschung für die Zeit- 
schrift „Super Illu" ergeben. 

Bei der so genannten Sonn- 
tagsfrage kamen die Christ- 
demokraten auf 33 %. Die 
FDP könnte mit 9% der Wäh- 
lerstimmen rechnen. Die SPD 
kam auf 29 %, die PDS auf 
22 % und die Grünen würden 
lediglich auf drei Prozent der 
Stimmen kommen. 

DER STELLENABBAU 
in Deutschland wird einer 
Studie des Münchner Ifo- 
Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung zufolge trotz des er- 
warteten Konjunkturauf- 
schwungs voranschreiten. 
Die Unternehmen aus dem 
verarbeitenden Gewerbe, 
dem Handel und dem Bau 
gehen in den nächsten Mo- 
naten von einem weiteren 
Arbeitsplatzabbau aus, er- 
gab der Konjunkturtest für 
den Monat Mai. Besonders 
in der westdeutschen Bau- 
branche blieb die Stimmung 
unverändert düster. 

EIN RIESENDEFIZIT im 
ersten Quartal melden die 
gesetzlichen Krankenkas- 
sen in Deutschland. Nach In- 
formationen, die NDR 90,3 
exklusiv vorliegen, ver- 
zeichnet der AOK Bundes- 
verband ein Minus von rund 
340 Millionen Euro, die Er- 
satzkassen einen Fehlbetrag 
von 250Millionen Euro. Bei 
den Ersatzkassen hat es be- 
sonders hart die Barmer mit 
90 Millionen getroffen. UD 
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EAK 

Christliche Jugendteffen im Blickpunkt 
des EAK und der JU 

Zeit für Taten! Das dachte 
sich auch der Evangelische 
Arbeitskreis der CDU/ 
CSU und die Junge Union, 
als sie Ende Mai auf das 
Bundesjugendtreffen fuh- 
ren, zu dem das Gemein- 
dejugendwerk eingeladen 
hatte. 

Mehrere tausend junge 
Christen trafen sich für vier 
Tage in Niedersachsen, um 
über das Thema „Den Him- 
mel erden. Gerechtigkeit le- 
ben", zu diskutieren. Zu die- 
sem Thema wurden erstma- 
lig auch alle Parteien einge- 
laden. 

Die Jugendlichen sollten 
gerade angesichts der bevor- 
stehenden Bundestagswahl 
die Möglichkeit bekommen, 
ihre christlichen Überzeu- 
gungen an den Programmen 
der Parteien zu messen. Der 
Evangelische   Arbeitskreis 

und die Junge Union stan- 
den mit Mitarbeitern der 
Bundesgeschäftsstellen als 
Ansprechpartner das ganze 
Bundesjugendtreffen zur 
Verfügung. 

Die positive Reaktion der 
Jugendlichen war deutlich 
zu spüren, zumal die ande- 
ren Parteien eine längere 
Standpräsenz kurzfristig ab- 
gesagt hatten. Politischer 
Höhepunkt war eine Podi- 

umsdiskussion, an der auch 
der Kirchenbeauftragte der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak' 
tion, Dr. Hermann Kues- 
teilnahm. Gefragt wurde 
nach konkreten Plänen in 

der Jugend-, Bildungs- und 
Arbeitsmarktpolitik. *^ 
Mittelpunkt stand das The- 
ma, warum sich junge Chri' 
sten überhaupt in der Polin* 
engagieren sollten. D|e 

Parteivertreter nutzen die 

Chance den Jugendlichen zu 

erläutern, wie sie persönlictl 

ihre christliche Überzeu- 
gung mit der TagespolitlK 

verbinden. Der EAK und d>e 

JU werden in Zukunft solche 

Festivals verstärkt besU' 
chen, damit junge Christe 
den Weg in die Union f"1' 
den. Christlich fundierte P°' 
litik muss auch in den nach 
sten Jahrzehnten das Pr0'1 

der CDU sein. Ul 
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ZUM   S P D - WA H L P A RTE ITA G ' 

„Wenn mein Freund so viele 
Versprechen brechen würde wie der 
Kanzler, würde ich ihn rauswerfen..." 

"ei" Beitrag der Bundes- 
§eschäftsstelle zum SPD- 
Yahlparteitag bestand in 
einer eigenen Kreation der 
S^D-Mitgliederzeitung 
"Vorwärts". 
Ir° „Abwärts" zog die CDU 
au-f vier großformatigen Sei- 
ten eine ernüchternde B ilanz 
aer vierjährigen rot-grünen 
^egierungszeit. Sowohl in 
er Einzelwertung der Kabi- 

nehsmitglieder als auch in 
aer von Schröder angeführ- 
en Mannschaftswertung 

w'rd mehr als deutlich: Kei- 
nes der Versprechen, mit de- 
Jen Schröder im 98er Wahl- 
Janipf die Wähler geködert 
j at> konnte Rot-Grün erfül- 
en- Auf vielen Politikfel- 
ern, besonders auf dem Ar- 

^»tsrnarkt, hat sich die Lage 
s°§ar verschlechtert. 

*** dem Inhalt: 
* Versprochen - Gebro- 
nen: Die neun nicht gehal- 
nen Versprechen von Ger- 

nard Schröder 
von wegen „soziale Ge- 

[echtigkeit". Schröders Bi- 
^ nach vier Jahren lautet: 
p
enr Spaltung  statt mehr 

^echtigkeit 
gleiten, Pech und Pannen. 

bPf'ff für das Schröder- 

Kabinett am 22. September 
• Leistung und Sicherheit- 
Zeit für Taten. Das Regie- 
rungsprogramm der Union. 
• Warum Erfolg begren- 
zen? Unionsgeführte Län- 

der belegen: Man kann auch 
gut regieren. 

Der Abwärts kann im 
IS-Versandzentrum 
bestellt werden 
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MARIA   BöHMER   UND   ILSE   FALK: 

Keine ruhige Hand beim Jugendschutz 
Anlässlich des Experten- 
gespräches der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion „Ge- 
walt in den Medien be- 
kämpfen - Erziehungs- 
kompetenz stärken" er- 
klärten die stellvertreten- 
de Fraktionsvorsitzende 
und die Parlamentarische 
Geschäftsführerin: 

Die Bluttat von Erfurt hat 
gezeigt, dass Gewalt und 
Pornographie in unseren 
Medienalltag eingekehrt 
sind. Auch wenn die Frak- 
tion mit dem Informations- 
und Kommunikationsdien- 
stegesetz eine gute Grund- 
lage gelegt hat, ist seit 4 Jah- 
ren nichts mehr passiert. 
Wertvolle Zeit wurde ver- 
tan. Ein schärferes Jugend- 
schutzgesetz allein hätte Er- 
furt sicher nicht verhindert. 
Es ist aber das Zusammen- 
wirken von restriktiveren 
Rechtsvorschriften einer- 
seits und der Stärkung der el- 
terlichen Erziehungskom- 
petenz andererseits, die 
langfristig eine Besserung 
bedeuten können. 

Der von der Regierung 
und den Koalitionsfraktio- 
nen vorgelegte Jugend- 
schutzgesetzesentwurf ist 
mangelhaft: Es ist unklar, 
welche Anforderungen an 
eine „erziehungsbeauftragte 

Person" zu stellen sind. Die 
Freigabe von FSK 12-Fil- 
men für 6jährige, die in Be- 
gleitung ihrer Eltern sind, ist 
ein falsches Signal. Die 
nicht altersgerechte Abgabe 
von Filmen und Spielen an 
Automaten läßt sich nicht 
verhindern, daher sollte ein 
Verleih per Automaten ge- 
nerell untersagt werden. Un- 
geklärt ist, wie die unter- 
schiedlichen Zuständigkei- 
ten von Bund und Ländern 
miteinander verzahnt wer- 
den können. Unzureichend 
sind auch die Anstrengun- 
gen der Regierung, auf eu- 
ropäischer Ebene qualifi- 
zierte Standards zu errei- 
chen. 

Neben diesen rechtlichen 
Bedingungen muss die indi- 
viduelle Komponente kom- 
men. Gefordert sind hier die 
Familie und die Eltern. Sie 
sind Vorbild ihrer Kinder, 
können deren Entwicklung 
am besten einschätzen und 
das Hineinwachsen in die 
Medienwelt der Erwachse- 
nen am besten steuern. Wert- 
schätzung für Familien und 
Erziehungsarbeit auszu- 
drücken, ist CDU-Politik, 
denn wir brauchen ein ge- 
samtgesellschaftliches Be- 
kenntnis zur elterlichen Er- 
ziehung. 

M. Böhmer I. Falk 

Daher sieht die CD^ 
CSU-Bundestagsfraktion in 

der Stärkung der elterlichen 
Erziehungskompetenz eine*1 

wesentlichen Beitrag in def 

Unterstützung der Familie11, 

Deshalb fordert die CD^ 
die Bundesregierung aut- 
auf folgenden Handlungs' 
feldern aktiv zu werden: 
• Generelles Verbreitung»' 
verbot schwer jugendgefänr' 
dender Videofilme und Vi' 
deo- und Computerspiele. 
• Verbot sogenannter &"' 
lerspiele, bei denen in me11' 
schenverachtender    Weis 

Tötungen oder Verletzun- 
gen von Mitspielern real 
tätsnah simuliert werden, 
• Prüfung von Sanktionsin' 
strumenten, wenn die Selbs 
kontrolle nicht funktionier1; 
• Vereinbarung europä'' 
scher und international gu 

tiger Schutzstandards im Jü' 
gendmedienschutz 
• Ergreifung notwendige 

Maßnahmen zur Stärkt 
der Erziehungskompetenz- 

16  UID 18/2002 



AUS   DER   CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION ' 

GERHARD   FRIEDRICH   UND   STEFFEN   KAMPETER: 

Reiner Ankündigungszauber 
^ur Antwort der Regie- 
rung „Angebot des Bun- 
deskanzlers zur Finanzie- 
^ng von 10.000 Ganztags- 
schulen durch den Bund" 
erklären der bildungs- und 
Orschungspolitische Spre- 
r'er und der Obmann im 
^ushaltsausschuss: 

Eichel kämpft um sein 
^äge als Sparkommissar 

Und sein Chef spielt auch in 
er warmen Jahreszeit den 

Weihnachtsmann: 10.000 
Ganztagsschulen will er för- 
dern, obwohl der Bund für 
en Schulbereich keinerlei 

^°nipetenzen hat. 
Die Union wollte wissen, 

^für genau Eichel Geld be- 
istellen soll: Für Schulen 
z1'1 Ganztagsunterricht, für 
i achmittagsbetreuung, viel- 
st sogar für Horte, für In- 
estitionen oder auch Be- 

triebskosten? 

Die Antwort zeigt: Das 
weiß die Regierung selbst 
nicht. Trotzdem ist sie wild 
entschlossen, auf jeden Fall 4 
Mrd. € Steuergelder als 
Wahlgeschenke zu verteilen. 
• Es gibt weder haushalts- 
politisch noch bildungspoli- 
tisch Überlegungen, wie 
eine solche Betreuungsför- 
derung des Bundes finan- 
ziert werden soll. 
• Es gibt keine verbindliche 
Vereinbarung mit den Län- 
dern, wie eine solche Finan- 
zierung erfolgen könnte. 
• Es gibt keine Klarheit, was 
mit den Betreuungsförde- 
rungsprojekten passiert, wenn 
die befristete Bundesförde- 
rung ausgelaufen ist. 
• Es gibt keine verfassungs- 
rechtliche Grundlage, nach 
der der Bund diese Länder- 
aufgabe finanzieren darf. 

Wir fordern von der Re- 

gierung, im Bildungs- und 
Forschungsbereich endlich 
nur Projekte zu beginnen, die 
sie auch durchfinanzieren 
kann: So zeigt es sich, dass 
die Anschlussfinanzierung 
für sinnvolle Projekte aus der 
bisherigen UMTS-Finanzie- 
rung fehlt. Die Genomfor- 
scher und die neuen Spitzen- 
wissenschaftler an Hoch- 
schulen wissen nicht, ob sie 
sich nach der 3-jährigen Son- 
derfinanzierung aus „Zinser- 
sparnissen" wieder beim Ar- 
beitsamt melden oder in den 
USA um einen Job bewerben 
sollen. 

Wir fordern die Regie- 
rung auf, nur dann neue Auf- 
gaben zu übernehmen, wenn 
die bisherigen zufriedenstel- 
lend finanziert werden. Die 
Situation der Auslandsschu- 
len zeigt, dass dies gegen- 
wärtig nicht der Fall ist. 

^uni „Teuro"-Gipfel erklärte die finanzpolitische Sprecherin Gerda Hasselfeldt: 
Die Einberufung eines „Teuro"-Gipfels durch die Bundesregierung ist reiner Popu- 

'•srnus und an Scheinheiligkeit nicht zu überbieten. Sie soll lediglich davon ablenken, 
dass die eigentlichen Preistreiber in der rot-grünen Regierung sitzen. Das Statistische 
Bundesamt hat frühzeitig darauf hingewiesen, dass alleine die Erhöhung der Öko-, Ta- 
"ak- und Versicherungssteuer für knapp die Hälfte des Preisanstieges zu Beginn des Jah- 
res verantwortlich ist. 

Im Klartext: Erst hat die Bundesregierung den Bürgern das Geld aus der Tasche ge- 
igen, nun spielt sie sich als Anwalt der Verbraucher auf. Nicht nur Bundeswirtschafts- 
^'nister Müller hält das heutige Treffen daher für überflüssig. Die Wähler können am 22. 

ePtember über einen Boykott der Preistreiber entscheiden und die rot-grüne Regierung 
Wählen. 
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MARTINA   KROGMANN: 

Pseudo-Jugendschutz darf Access 
Provider nicht noch mehr belasten 

Zum Entwurf des Jugend- 
schutzgesetzes erklärte die 
Internet-Beauftragte: 

Die Wichtigkeit eines 
funktionierenden Jugend- 
schutzes - auch im Internet 
- ist unstrittig. Völlig depla- 
ziert sind jedoch Maßnah- 
men, die deutsche Unter- 
nehmen belasten, ohne das 
Ziel zu erreichen. 

Rot-Grün will nun reinen 
Access-Providern unter dem 
Vorwand des Jugendschutzes 
im Jugendschutzgesetz und 
im geplanten Jugendmedien- 
schutz-Staatsvertrag um- 
fangreiche Verpflichtungen 
auferlegen. So sollen die rei- 

nen Internet-Zugangsver- 
mittler z.B. dafür Sorge tra- 
gen, dass Kinder/Jugendli- 
che bestimmte Seiten im 
Netz „üblicherweise nicht 
wahrnehmen". Dies würde 
die Einrichtung eines zentra- 
len Zensurfilters bedeuten, 
der dann von den betroffenen 
Unternehmen minütlich ak- 
tualisiert werden müßte. Sol- 
che Vorstellungen sind auf 
Grund der globalen und de- 
zentralen Struktur des Inter- 
nets schon gedanklich ab- 
surd. Rot-Grün befindet sich 
mental noch im Schwarz- 
Weiß-Zeitalter und hat dies 
wieder einmal bewiesen! 

HANS-JURGEN   DOSS 

Außerdem j 
haben die be- 
troffenen Un- 
ternehmen 
keine techni- 
schen Mö- 
glichkeiten, 
alle Internetseiten auf ihre Ju- 
gendeignung zu prüfen, ver- 
hielten sich also grundsätz- 
lich illegal. Gesetze, die die 
Verpflichteten sowohl unter 
finanziellen als auch unter 
technischen Gesichtspunk- 
ten nicht erfüllen können, un- 

tergraben das Vertrauen in 

den Rechtsstaat und schädi- 
gen den Wirtschaftsstandod 

Deutschland. 

Die Botschaft vernehme ich wohl - allein der Glaube fehlt 
Zum SPD-Regierungspro- 
gramm erklärte der mittel- 
standspolitische Sprecher: 

Laut Wahlprogramm hat 
auch die SPD endlich er- 
kannt, dass der Mittelstand 
das Kernstück der Wirt- 
schaft ist. Diese Erkenntnis 
kommt nur leider zu spät. 
Die SPD hat als Regie- 
rungspartei alle Möglich- 
keiten gehabt, um kleine 
und mittlere Betriebe zu un- 

terstützen. Stattdessen hin- 
terlässt sie nach 4 Jahren 
eine erschreckende mittel- 
standspolitische Bilanz: Alle 
15 Minuten schliddert in 
Deutschland ein Unterneh- 
men in die Pleite. Bundesre- 
gierung und Koalitionsfrak- 
tionen sehen tatenlos zu. 

Der Ruin des Mittelstan- 
des lässt sich nur durch die 
Senkung der Steuer- und 
Sozialabgaben und Verrin- 

gerung der Staatsquote au» 
jeweils unter 40% und durch 

den Abbau von Bürokratie 
verhindern. Der Mittelstand 
kann nur überleben, wenn 
ein besseres Klima irl 

Deutschland geschaffen 
wird. Hierfür bedarf der 
Mittelstand der Aufmerk- 
samkeit einer Regierung 
während ihrer gesamten Re- 
gierungszeit, nicht nur ui 
Wahlkampfzeiten! 
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KAS 

KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

Neue Studien vorgestellt 

* Zukunftsforum Politik, 
j r- 39 - Islamismus und is- 
arrüstischer Terrorismus im 
^ahen und Mittleren Osten 

. 'n dieser Analyse geht der 
^utor der Frage nach, worin 

le Ursachen für anti-west- 
,che und anti-amerikani- 

.c"en Grundhaltungen im 
'^mischen Raum beste- 
len. die im Zuge der Atten- 
tats am 11. September zum 
Ausdruck kamen. 

Zukunftsforum   Politik, 
Nr- 40 - PISA und die Fol- 
8en: Neue Bildungsdebatte 
ferste Reformschritte-In 

Sem Band skizzieren die 

Autoren in aller Kürze die 
Grundlinien der öffentlichen 
Debatte zu den Ergebnissen 
 der Pisa Studie so wie 

sie sich in den Printme- 
dien widerspiegelt und 
den politischen Hand- 
lungsnotwendigkei- 
ten, die sich daraus er- 
geben. 
• Zukunftsforum Po- 
litik, Nr. 41 - Die Ge- 
staltung der neuen glo- 
balen Rahmenbedin- 
gungen - Eine um- 
fangreiche Studie, die 
unabhängig von tages- 
politischen Entwick- 
lungen, die grundle- 
genden Fragestellun- 
gen der gegenwärtigen 

Globalisierungsdiskussion 
aufgreift und bündelt, um 
daraus konkrete Anforde- 
rungen an die Politik abzu- 
leiten. 
• Zukunftsforum Politik, 
Nr. 43 - Was war die Stasi? 
Einblicke in das Ministe- 
rium für Staatssicherheit der 
DDR (MfS) -Die Broschüre 
gibt in 26 Aufsätzen in kom- 
primierten Form facetten- 
reiche Einblicke in das Wir- 
ken des Ministeriums für 
Staatssicherheit der DDR, 
das der SED als staatlicher 
Unterdrückungsapparat ge- 
gen die eigene Bevölkerung 

diente. Autoren u.a. : Dr. 
Karsten Dümmel / Siegmar 
Faust / Dr. Jens Gieseke / Dr. 
Hubertus Knabe 
• Zukunftsforum Politik, 
Nr. 44 - Föderalismusre- 
form: Die deutsche Finanz- 
ordnung auf dem Prüfstand - 
Diese Studie ist das Ergebnis 
Projektes „Föderalismusre- 
form" der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung. Auf 76 Seiten 
beleuchten namhafte Auto- 
ren die wichtigsten Aspekte 
der deutschen Finanzord- 
nung auf Bundes-, Länder- 
und kommunaler Ebene. 
• Arbeitspapier, Nr.63 -Die 
PDS zwischen Utopie und 
Realität: Bundestagswahl- 
programm und Regierungs- 
beteiligung in den Ländern. - 
In dieser Studie analysiert 
Viola Neu die programmati- 
sche Entwicklung der PDS, 
insbesondere vor dem Hin- 
tergrund der Koalitions- 
fähigkeit auf Bundesebene. 

BESTELLUNGEN. 

• per E-Mail: 

elisabeth.enders@kas.de 
• per Fax: 02241/246 294 

Bis zu drei Hefte sind kosten- 
los erhältlich. Ab vier Heften 
werden drei Euro als Schutz- 
gebühr (inklusive Versand- 

kosten) berechnet. 
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«""Din 
NABHÄNGIGE 

nrnT TlVTtJD 
ÜR DEUTSCHLAND fl 

„«ABHANOI«  lV/lOP*   ' 

K 0 M P E T E N Z T E A M 

Kaum angreifbar 

Auf Späth folgt Schavan, das 
Schattenkabinett Stoiber 
nimmt Konturen an. Es wird 
nicht lange dauern, bis diese 
S-Klasse Zuwachs bekommt: 
Mit Seehofer, dem wieder ge- 
nesenen Gesundheitsexper- 
ten der CSU. In der SPD- 
Kampa schluckt man schwer, 
weil dieses Kompetenz- 
Team kaum angreifbar ist. 

Nordwest-Zeitung 

Geschickter Schachzug 

Geschickt präsentiert Uni- 
ons-Kanzlerkandidat Stoi- 
ber nach und nach sein Kom- 
petenzteam. So sorgt er stets 
für neue Schlagzeilen. Nach 
dem Paukenschlag mit der 
Vorstellung von Späth, der 
sich eigentlich aus der Poli- 
tik verabschiedet hatte, und 
der von Beckstein ist Annette 
Schavan das dritte Teammit- 
glied. Damit verfügt Stoiber 
über vorzeigbare Mitstrei- 
ter. Auch die Reihenfolge hat 
der Kandidat mit Bedacht ge- 

wählt: Zunächst hatte er die 
für die Union herausragen- 
den Felder der Wirtschafts-, 
Arbeitsmarkt- und Innenpo- 
litik besetzt, jetzt das mit 
Späths Aufgabenbereich 
korrespondierende der For- 
schungs- und Bildungspoli- 
tik. Und er hat neben zwei 
Männern nun eine Frau im 
Team - auch dies ein Vorteil, 
zumal Annette Schavan alles 
andere als eine Quotenfrau 
ist. Nordsee-Zeitung 

UNTERSUCHUNGS- 
AUSSCHUSS 

Wahlkampf pur 

Außer Spesen nichts gewe- 
sen. Die Dienstreise des 
Berliner Untersuchungsaus- 
schusses zur Parteispenden- 
affäre hat nichts gebracht - 
es war auch nichts anderes 
zu erwarten. CSU-Chef Ed- 
mund Stoiber wies bei seiner 
Vernehmung im Maximilia- 
neum zu Recht darauf hin, 
dass die Veranstaltung nur 
stattfand, weil er als Kanz- 
lerkandidat der Union ins 
Zwielicht gerückt werden 
soll. Mittelbayerische Zeitung 

Durchsichtiges Manöver 

Es war doch klar, dass Ed- 
mund Stoiber leichtes Sp'e' 
mit dem Parteispenden-u^' 

tersuchungsausschuss >xa' 
ben würde. Allzu windig w°r 

der Kronzeuge, mit dem d'e 

Ausschussmehrheit v0 

SPD, Grünen und PDS der" 
Kanzlerkandidaten der Uf 
ion zu Leibe rücken wotite- 
Und allzu durchsichtig auch 
das politische Manöver, den 

Ausschuss zur Wahlkampf' 
bühne zu machen. Lew® 
war im Ausschuss zuletzt je' 
des Mittel, oder besser ge' 
sagt jede Person recht, wen11 

sie nur der CDU/CSU eW& 
anheften wollte. Wie Ka!'' 
heinz Schreiber. Der zw'e' 
lichtige Lobbyist,mit StoiW 

seit längerem über KreU-- 
duifte da als großer Enthm 
ler auftreten. Im kantffl 
sehen Toronto. Wäre er " 
Deutschland, dann säße J 
auf der Anklagebank ,rl 

Landgericht Augsburg- • 
solchen halbseidenen Ze» 
gen, die nur schwadronier 
und nichts beweisen könn®' 
tat sich die Ausschussmeh'' 
he it keinen Gefallen. 

Ostthüringer Zeitung 
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NAHOST 

Tragödie 

Qs hat Methode: Immer 
^enn es auch nur eine leise 
Hoffnung auf eine Entspan- 
nu*g   im   Nahost-Konflikt 
8l°t, funken Gruppierungen 

'e Dschihad und Hamas mit 
a,'barischen        Terroran- 
cMägen   dazwischen.   So 
l,'d ein Palästinenserstaat 
'ktion   bleiben.   Hoffnung 

&btallein, dass die USA trotz 
er im April erlittenen Ver- 
lt,lungspleite ihres Außen- 

^'nisters Powell weiter auf 
ne politische Lösung drän- 

**n<  die  Schaffung   eines 
a'östinenserstaates  inklu- 
Ve- Dafür muss Arafat mit 
er Reform der in Verruf ge- 
lenen Autonomiebehörde 
e Voraussetzung schaffen. 
enn diese Reform scheitert 
d Terrorgruppen  weiter 
^hindert agieren können, 
l(* Arafat die kommenden 

leb, 
°nate politisch nicht über- 

,.en- Dann werden sich die 
4  aus  der  Vermittlung 

Rückziehen und Israel freie 
Qndgeben. Alles, was dann 
mrnt, dürfte das bisherige 

Ausmaß der Tragödie noch 
bei weitem übertreffen. 

Märkische Oderzeitung 

Kaum Hoffnung 

Der jüngste palästinensi- 
sche Selbstmordanschlag be- 
zweckt mehr, als allein den 
ohnehin zäh in Gang kom- 
menden Friedensprozess zu 
zerstören. Er zeigt auf er- 
schreckende Weise, dass 
Verhandlungslösungen im 
Nahost-Konflikt derzeit nur 
für Idealisten eine Hoffnung 
sind. Zur Torheit mancher 
Regierenden gehört es, noch 
immer Wetten darauf abzu- 
schließen, ob Arafat den Ter- 
rorismus in den eigenen Rei- 
hen niederhalten kann. Doch 
mit jedem neuen Attentat 
wurde auf palästinensischer 
Seite deutlicher, dass man- 
che Akteure sich verselbst- 
ständigt haben. Israel muss 
deshalb das Recht haben, für 
die Sicherheit seiner Staats- 
bürger Sorge zu tragen. Da- 
ran gibt es heute nichts mehr 
zu deuteln. Mit dem jüngsten 
Attentat haben die Terrori- 
sten den berechtigten Hoff- 
nungen des palästinensi- 
schen Volkes jedenfalls einen 

Bärendienst erwiesen. 
Frankfurter Allgemeine 

BUNDESWEHR 

Alles im grünen Bereich? 

Der brave Parteisoldat Ru- 
dolf Scharping will seinem 
Chef keinen Kummer berei- 
ten. Alles liegt im grünen Be- 
reich beim „Bund" - meldet 
der sozialdemokratische Ver- 
teidigungsminister kühn.Ja, 
mutig warder Westei-wälder 
schon immer. Sogar die 
überbordenden Kosten der 
alles in allem elf Einzel- 
einsätze im A us land seien ge- 
deckt. Differenzen mit Fi- 
nanzminister Hans Eichel? I 
wo! Nie davon gehört! Je- 
denfalls gebe es keine „gra- 
vierenden Probleme", be- 
hauptet Scharping. Kennt er 
auch nach der Erkundungs- 
reise durch Deutschlands 
Süden nicht die wirkliche 
Lage der Bundeswehr? Er 
hätte nur im eigenen Haus 
nachfragen müssen. Auf der 
NATO-Ministertagung wird 
er einen schweren Stand ha- 
ben. Straubinger Tagblatt/ 

Landshuter Zeitung 
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'OFF ENTLICHKEITSARBEIT 

„Leistung und Sicherheit" 

gemeinsames Regierungsprogramm 

2002-2006 von CDU und CSU 

Best-Nr.: 5880 

10 Expl.: 13,00€ (15,08 €) 

Argumentations-Karten-Set 

27 Karten im Block 
Best-Nr.: 2894 

10 Expl.: 8,50 € (9,10 €) 
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Postkarte „E. S." ist soweit: 
Edmund Stoiber for Bundeskanzler 

100 Expl. 
Best-Nr.: 9884 

6,50€ (7,54 €) 

Schröder ist schuld, 
Postkarte 

„Schröder ist Schuld' 

100 Expl. 
Best.-Nr.: 9885 

6,50€ (7,54 €) 

Postkarte 

„Wer die Qual hat, hat die Wahl!" 

100 Expl. 
Best-Nr.: 9886 

6,50€ (7,54 €) 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 
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Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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